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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Der Vollzug des seit 1998 auf sogenannte Finanzintermediäre (Treuhänder, Anwälte etc.)
ausgedehnten Geldwäschereigesetzes ergab weiterhin Probleme. Zum einen erwies
sich die Kontrollstelle des Bundes als personell unterdotiert. Der Nationalrat hiess
diskussionslos eine vom Bundesrat nicht bestrittene Motion Spielmann (pda, GE) für
eine ausreichende Dotierung gut, und er überwies diejenigen Teile einer Motion Grobet
(-, GE) in Postulatsform, welche die Ausgestaltung der Kontrollstelle für die Bekämpfung
der Geldwäscherei in eine verwaltungsunabhängige Instanz (analog zur
Bankenkommission) und eine bessere personelle Ausstattung verlangen. Zum anderen
empfahl ein Bericht der GPK-NR unter anderem die Einführung einer
Bagatellfallregelung, um eine Überflutung mit Verfahren zu vermeiden. Gegen
Jahresende setzte der Bundesrat eine Kommission ein, welche Vorschläge zur
Schaffung einer einheitlichen Kontrollbehörde für alle Bereiche des Finanzmarkts
erarbeiten soll. 1

MOTION
DATUM: 05.10.2001
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Das neue Bundespersonalgesetz (BPG) wurde 1999 von beiden Räten behandelt; die
Differenzbereinigung konnte aber noch nicht abgeschlossen werden. Im Nationalrat
beantragten Borel (sp, NE) und Spielmann (pda, GE) Nichteintreten, da die
vorgeschlagenen Regelungen ein Ausdruck der grundsätzlich zu bekämpfenden
Liberalisierungswelle seien, die letztendlich in einen Abbau der staatlichen Leistungen
münden werde. Mit besonderem Nachdruck wandte sich Borel gegen die Einführung
eines Leistungslohnsystems. Der Rückweisungsantrag fand nur bei einer Minderheit der
SP-Fraktion Unterstützung und wurde mit 119:18 Stimmen abgelehnt. Zuwenig weit ging
hingegen das neue Gesetz für Bortoluzzi (svp, ZH). Er verlangte die Rückweisung an die
Kommission mit dem Auftrag, einen Entwurf vorzulegen, der dem Bund mehr Freiheit in
seiner Personalpolitik gibt. Die Post und die SBB wollte Bortoluzzi ganz aus dem Gesetz
herausnehmen und ihnen damit keine über das Obligationenrecht hinausgehende
personalpolitischen Verpflichtungen auflasten. Sein Antrag wurde nur von der SVP-
Fraktion unterstützt und unterlag mit 111:24 Stimmen.

In der Detailberatung verlangte der Freisinnige Pelli (TI), dass auch bei Betrieben,
welche zur Post oder der SBB gehören, das Personal vollumfänglich dem
Bundespersonalgesetz unterstellt wird. Der Bundesrat widersetzte sich vergeblich
diesem namentlich von der SP unterstützten Antrag, der es seiner Meinung nach den
beiden Betrieben praktisch verunmöglichen würde, mit anderen Unternehmen
gemeinsame Firmen zu betreiben. Mit 83:80 Stimmen wurde die Forderung
angenommen. Zu einer grösseren Debatte führte die Bestimmung, dass für
arbeitsrechtliche Fragen, welche nicht durch das Personalgesetz geregelt sind, die
Bestimmungen des Obligationenrechts gelten. Die SP bekämpfte diese Version
erfolglos. Ihrer Meinung nach würden, angesichts der Konzeption des BPG als
Rahmengesetz, viele Bereiche unter diese Klausel fallen, und damit könnten den
Besonderheiten der staatlichen Anstellungsbedingungen gegenüber denjenigen der
Privatwirtschaft zuwenig Rechnung getragen werden. Eine weitere Niederlage erlitt die
Ratslinke bei den Kündigungsbestimmungen. Ihr Streichungsantrag für die Regelung,
dass der Bund bei Umstrukturierungen Kündigungen aussprechen kann, wenn dem
betroffenen Personal keine zumutbare andere Arbeit angeboten werden kann, unterlag
mit 89:68 Stimmen. Bei der Frage der Einführung einer Leistungslohnkomponente
unterlag der Streichungsantrag der Linken ebenfalls. Nicht durchsetzen konnte sich
aber auch die vor allem von der SVP getragene Forderung, dass die
Funktionskomponente maximal 60% betragen dürfe, um ausreichenden Spielraum für
die leistungsmässige Differenzierung der Löhne zu erhalten. Konform zur neuen
Bundesverfassung, welche eine gesetzliche Begründung für Einschränkungen des
Streikrechts verlangt, stimmte der Rat einer Formulierung zu, welche den Bundesrat
ermächtigt, in drei Fällen das Streikrecht für bestimmte Personalkategorien aufzuheben
oder einzuschränken: bei Gefährdung der Staatssicherheit, bei Beeinträchtigung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1999
HANS HIRTER
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Landesversorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen sowie zur Wahrung
von aussenpolitischen Interessen. Ein von der SVP gefordertes generelles Streikverbot
mit Ausnahmeregelungen konnte sich nicht durchsetzen. In der Gesamtabstimmung
wurde das neue Gesetz mit 58:21 Stimmen bei 40 Enthaltungen angenommen. Die
Gegenstimmen stammten zu zwei Dritteln aus der SVP-Fraktion und zu einem Drittel
aus der SP (namentlich von ihren welschen Vertretern) und der PdA. Der Rest der SP wie
auch die Grünen enthielten sich der Stimme. 2

Parlamentsmandat

Auch bei der Verleumdungsklage eines – in der Zwischenzeit vom Bundesrat
ausgewiesenen – afrikanischen Diplomaten gegen Nationalrat Spielmann (pda, GE) hob
das Parlament die Immunität nicht auf. Da Spielmann seine Anschuldigungen nicht nur
in der Parteizeitung "Voix Ouvrière" publiziert, sondern in diesem Zusammenhang auch
eine Motion eingereicht hatte, war für die Mehrheit beider Räte ein direkter
Zusammenhang mit seinem politischen Mandat gegeben. In beiden Fällen hatte eine
starke Minderheit der Kommission des Nationalrats für eine Abschaffung der Praxis der
sogenannt relativen Immunität votiert. Diese schützt Parlamentarier vor Strafverfolgung,
wenn ihre inkriminierten Aktivitäten zwar ausserhalb des Ratsbetriebs stattfinden, aber
in einem Zusammenhang mit dem politischen Mandat stehen. 3

ANDERES
DATUM: 04.10.1991
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Die Fraktion der Grünen hatte 1989 aus Verärgerung über bestimmte Entscheide des
Ständerates eine parlamentarische Initiative für die Abschaffung dieses Gremiums
eingereicht. Die föderalistische Komponente im Entscheidungsprozess sollte ihrer
Ansicht nach durch eine besondere, kantonsspezifische Auszählung der Stimmen im
Nationalrat berücksichtigt werden. Nach der deutlichen Ablehnung durch die
vorberatende Kommission zogen die Grünen nun ihren Vorstoss zurück. Im
Zusammenhang mit der Behandlung dieses Vorstosses war von der
Kommissionsminderheit eine weitere Initiative [91.402] eingereicht worden, welche vor
allem die starke Vertretung der beiden grossen bürgerlichen Partien FDP und CVP ins
Visier nahm. Von der Vergabe eines zusätzlichen Ständeratsmandates an die vierzehn
bevölkerungsstärksten Kantone und der Ersetzung des mit Ausnahme des Kantons Jura
allgemein üblichen Majorzdurch das Proporzwahlsystem erhofft sie sich eine sowohl in
regionaler als auch in politischer Hinsicht repräsentativere Zusammensetzung der
kleinen Kammer. Der Nationalrat beurteilte diesen Vorschlag als unvereinbar mit den
föderalistischen Staatsprinzipien und lehnte ihn ab. Das gleiche Schicksal erlitt eine
parlamentarische Initiative [91.431] Spielmann (pda, GE), welche die Kompetenzen des
Ständerats auf die Weise einschränken wollte, dass im Differenzbereinigungsverfahren
jeweils die Entscheide des Nationalrats massgebend wären. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.01.1992
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Ablehnung des EWR-Vertrags verstärkte nicht nur in den Kantonen der
Westschweiz das Interesse an einer grenzüberschreitenden Politik im Rahmen der
Regionen der EU. Eine am Tag nach der EWR-Abstimmung eingereichte Motion
(92.3489) Spielmann (pda, GE) verlangte, dass den Kantonen die Möglichkeit gegeben
wird, eine Vertretung zu EU-Institutionen zu entsenden, und dass sie Kompetenzen im
Rahmen der Beteiligung an Regionalorganisationen der EU erhalten. Eine ähnliche
Motion (92.3501) Epiney (cvp, VS) im Nationalrat sowie im Ständerat eine Motion
(93.3102) Schüle (fdp, SH) und ein Postulat (92.3525) Onken (sp, TG) legten das
Schwergewicht auf die Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. In
seinen Antworten wies der Bundesrat darauf hin, dass bereits in der heutigen Praxis
den Kantonen relativ grosse Kompetenzen zugestanden werden und deshalb eine
Änderung von Art. 9 und 10 BV nicht erforderlich sei. So sei zum Beispiel die Mitarbeit
der Kantone in grenzüberschreitenden regionalen Organisationen seit 1981 durch ein
internationales Abkommen gesichert. Der Ständerat stimmte sowohl der Motion Schüle
als auch dem Postulat Onken zu. Im Nationalrat meldeten die SD und die Lega
Widerstand an, da sie von derartigen Bestrebungen ein Aufbrechen der Schweiz entlang
ihrer Sprachgrenzen befürchten. Trotzdem überwies der Rat die Motionen Spielmann
und Epiney in der vom Bundesrat beantragten Postulatsform; diejenige des Ständerats

MOTION
DATUM: 06.12.1993
AUTOR UNBEKANNT
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(Schäle) sogar als Motion. 5

Jurafrage

Im Nationalrat verlangte nach dem Entscheid des Bundesgerichts über die Beschwerde
des Kantons Jura der Genfer Spielmann (pda), dass zumindest in Gemeinden, die sich in
den siebziger Jahren nur mit knappem Mehr für ein Verbleiben bei Bern entschieden
hatten, die Abstimmung wiederholt werde. Während Theubet (cvp, JU) den Vorstoss
unterstützte, wandte sich Etique (fdp), der andere jurassische Abgeordnete, gegen eine
derartige "Salamitaktik", weil diese zwar einigen wenigen Gemeinden den
Kantonswechsel gestatten, aber nichts zur Wiedervereinigung aller sechs Bezirke
beitragen würde. Daraufhin zog Spielmann seine Motion zurück. Der Bundesrat betonte
bei dieser Gelegenheit und auch anlässlich der Beantwortung von zwei Interpellationen
Aubry (fdp, BE) (89.704) resp. Rychen (svp, BE) (89.712), dass er grosse Hoffnung auf die
von ihm im Vorjahr eingeleiteten Gespräche zwischen den Regierungen der beiden
Kantone setze. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.09.1991
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Die Genfer Regierungswahlen, welche jeweils vier Wochen nach den Parlamentswahlen
stattfinden, waren einerseits durch die Trennung des bisherigen SP-Regierungsrats
Grobet von seiner Partei geprägt, andererseits hatte der Bürgerblock durch die
erfolgreichen Parlamentswahlen Auftrieb erhalten. Die bürgerliche Entente stellte eine
Siebner-Liste auf, während sich die neu gegründete "Alliance de gauche" zusammen mit
der SP und den Grünen erst nach langem Zögern und internen Grabenkämpfen für eine
gemeinsame Sechser-Liste entschieden. Die Strategie der bürgerlichen Parteien, alles
auf eine Karte zu setzen und dem durch die internen Spannungen geschwächten links-
grünen Spektrum keinen Sitz mehr zuzugestehen, hatte bei der Wählerschaft Erfolg.
Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte eroberten die bürgerlichen Parteien
sämtliche Regierungssitze. Die FDP konnte ebenso wie die LP einen zusätzlichen Sitz
gewinnen. Ihr bisheriger Staatsrat, Guy-Olivier Segond, erreichte das beste Resultat,
während der neue Gérard Ramseyer das Schlusslicht bildete. Die Liberalen konnten
neben ihren beiden Bisherigen, Olivier Vodoz und Claude Haegi, mit Martine
Brunschwig Graf die erste Frau in die Genfer Regierung Einsitz nehmen lassen. Bei der
CVP wurde der Bisherige Jean-Philippe Maître als Drittbester wiedergewählt, während
der Neue Philippe Joye auf dem zweitletzten Rang landete. Entgegen den Erwartungen
aufgrund des guten Resultates bei den Parlamentswahlen landete der umstrittene
Grobet unter den nichtgewählten rot-grünen Kandidaten sowohl hinter den beiden
Sozialdemokraten, der erstmals kandidierenden Micheline Calmy-Rey und dem
Bisherigen Bernard Ziegler, als auch dem Grünen Rebeaud. Ganz abgeschlagen waren
der Linksalternative Ducommun der Liste "Solidarités" und PdA-Nationalrat Jean
Spielmann. Die Wählerschaft der Entente, von welcher nur ein Fünftel die Einheitsliste
verändert eingelegt hat, zeigte mehr Linientreue als die Linke, deren Anhängerschaft
ihre Einheitsliste zu einem Drittel verändert in die Urne legte. Unter den Verlierern war
also nicht nur die SP wie bei den Parlamentswahlen, sondern die gesamte Linke. Die
Stimmbeteiligung von 41,9% war deutlich höher als bei den letzten Regierungswahlen
(33,2%) und bei den Parlamentswahlen (35,4%). 7

WAHLEN
DATUM: 14.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eidgenössische Wahlen

La composition de la délégation genevoise à la Chambre basse a subi d’importantes
modifications. Le fort recul de l’extrême-gauche a coûté son siège au Parti du Travail
dont le représentant, Jean Spielmann, n’a pas été réélu. Elle a toutefois conservé un élu
grâce au siège obtenu par l’Alliance de gauche – solidaritéS. Le PES, malgré une
progression de trois points à 11,2%, n’a pu que consolider son mandat. Le PS, en
améliorant son score de 4,8 points à 24,8%, a obtenu un troisième mandat. Les
rapports de force dans le camp bourgeois ont été bouleversés par ces élections.
L’Entente - coalition des partis radical, démocrate-chrétien et libéral - a subi la montée
de l’UDC (+10,8 à 18,3%, de zéro à deux sièges). Les libéraux ont conservé leurs deux
sièges, la responsable des finances cantonales Martine Brunschwig-Graf privant
toutefois la sortante Barbara Polla d’un second mandat. Les démocrates-chrétiens, en
baisse de 2,3 points à 11,8%, n’ont conservé qu’un seul mandat. Quant aux radicaux,

WAHLEN
DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ
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malgré une perte de 5,4 points à 7,3%, ils ont sauvé, de justesse, un de leurs deux
mandats. Alors qu’elle n’avait aucun élu avant ces élections, l’UDC, en passant de 7,5 à
18,3% des voix, est parvenue à conquérir deux sièges et à devenir la première force de
droite du canton, devant les libéraux. 8

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Dans le contexte des négociations menées dans le cadre de la CSCE sur la réduction
des armements conventionnels, le Conseil national transmit, sous forme de postulat,
une motion Braunschweig (ps, ZH) demandant la participation de la Suisse à ces
discussions. Si cette dernière devait être différée, le texte sollicite la présentation d'un
rapport sur toutes les questions relatives au désarmement. La grande chambre fit de
même avec la motion Spielmann (pdt, GE), qui souhaitait voir la Suisse participer plus
activement à toutes les mesures en faveur de la paix, notamment dans le cadre de
l'ONU et, plus spécifiquement, dans les secteurs chimique, nucléaire et des moyens de
destruction massive. Par ailleurs, le Conseil fédéral accueillit favorablement la
réunification des deux Allemagnes, symbolisant, selon lui, la fin de la séparation
européenne. 9

POSTULAT
DATUM: 28.02.1990
BRIGITTE CARETTI

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le Conseil des Etats a ratifié à l'unanimité les accords du GATT. Les interventions des
différents sénateurs ont principalement porté sur la nécessité de ces accords pour la
Suisse d'une part, et sur leurs répercussions sur l'agriculture, la viticulture ainsi que sur
les régions périphériques et les pays en développement, d'autre part. A l'issue d'un
débat fleuve au sein du Conseil national, seul Jean Ziegler (ps, GE), pour qui les accords
issus du Cycle d'Uruguay négligent les intérêts des pays en développement, a voté
contre ceux-ci lors du vote sur l'ensemble. Il a en cela été suivi par les députés
Spielmann (pdt, GE) et Zisyadis (pdt, VD) à l'occasion du vote final. Les autres
intervenants ont avant tout mis l'accent sur l'importance économique des résultats de
la négociation pour la Suisse, sur leurs conséquences pour l'agriculture ainsi que sur
leurs effets écologiques et sociaux. Les députés de la Chambre du peuple ont, à cet
égard, transmis un postulat Zbinden (ps, AG) (94.3526) invitant le Conseil fédéral à
s'engager au sein de l'OMC en faveur de la signature d'accords multilatéraux dans le
domaine des normes en matière de travail et d'environnement liées au commerce. Ils
ont en revanche refusé une proposition Goll (ps, ZH) visant à soumettre les accords de
l'Uruguay Round au référendum obligatoire. Après élimination des divergences sur
l'arrêté sur le statut du lait et sur les lois relatives aux marchés publics, à l'agriculture et
au tarif des douanes, le parlement a en outre adopté les dix-sept modifications
législatives nécessaires à l'entrée de la Suisse dans le système commercial
multilatéral. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 06.12.1994
LIONEL EPERON

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Conseil national a accepté sous forme de postulat une motion Spielmann (pdt, GE)
qui demande au gouvernement d'entreprendre toutes les démarches afin de mettre un
terme à l'embargo économique, commercial et financier des Etats-Unis contre Cuba.
Le conseiller genevois a rappelé dans son intervention que l'Assemblée générale des
Nations unies avait adopté récemment une résolution demandant la levée du blocus
appliqué par les Etats-Unis à l'encontre de ce pays. 11

MOTION
DATUM: 17.12.1993
AUTOR UNBEKANNT
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Gute Dienste

En réponse à une motion Spielmann (pdt, GE) – finalement transmise comme postulat
par le Conseil national – qui demandait l’intervention de la Suisse dans le conflit entre
le Mexique et les Chiapas, le Conseil fédéral a exprimé sa préoccupation devant la
gravité de la situation. Il a rappelé que la Suisse s’était efforcée de poursuivre son
soutien à l’effort de paix et continuerait à le faire que ce soit directement ou en
soutenant des ONG. La Suisse a d’ailleurs proposé sa médiation au gouvernement
mexicain, mais ce dernier a campé sur sa position de considérer le problème des
Chiapas comme une affaire intérieure. 12

MOTION
DATUM: 09.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Aussenwirtschaftspolitik

Suivant l'avis de sa commission, la même Chambre a rejeté une initiative parlementaire
Borel (ps, NE) proposant l'interdiction d'importer du matériel de guerre provenant
des pays où la Suisse n'est pas autorisée à exporter des armes, ainsi que trois
initiatives parlementaires — Seiler (pdc, ZH) (91.403), groupe socialiste (91.407), et
Spielmann (pdt, GE) (91.412) —, visant à interdire toute exportation suisse de matériel de
guerre. Le débat a donné lieu au clivage traditionnel entre les partis bourgeois et la
gauche, soutenue par les écologistes. Toutefois, le postulat proposé par la commission,
qui invite le Conseil fédéral à renforcer les règles d'exportation de tout équipement
militaire, a été accepté par la chambre basse (91.403). Il prévoit d'étendre la loi au
matériel civil susceptible de servir à des fins militaires et d'examiner la question de
l'élargissement du champ d'application de la loi au matériel de guerre qui ne touche
pas le sol suisse. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.1991
ANDRÉ MACH

Au début du mois de juin, le Conseil fédéral, satisfait des modifications techniques
apportées aux appareils, a donné son accord à l'exportation des 60 avions PC-7 vers
l'Afrique du Sud. D'autre part, il a également accordé à la fabrique Pilatus la garantie
contre les risques à l'exportation (GRE) pour un montant de 45 millions de francs; cette
somme ne recouvre cependant pas le prix total des 60 appareils; seuls les risques de
rupture de contrat pour des raisons commerciales ont été pris en compte. Le premier
appareil ne devrait être livré qu'en août 1994, après les élections démocratiques en
Afrique du Sud. Lors de la session de septembre, le Conseil national a très largement
rejeté les motions Spielmann (pdt, GE) et Ziegler (ps, GE) (92.3518) qui demandaient que
la livraison de 60 avions PC-7 à l'Afrique du Sud soit soumise à la loi sur le matériel de
guerre. La proposition du Conseil fédéral de transformer les deux motions en postulats
a également été refusée par la chambre basse. 14

MOTION
DATUM: 21.09.1993
AUTOR UNBEKANNT

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a transmis le postulat Meier (ds, ZH) souhaitant une semaine de
cinq jours pour les recrues et les soldats en cours de répétition et, sous forme de
postulat, la motion Spielmann (pdt, GE) (Mo. 89.701) demandant une diminution
généralisée de la durée des obligations militaires. 15

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
BRIGITTE CARETTI

La chambre du peuple, par 77 voix contre 48, a rejeté l'initiative parlementaire
Spielmann (pdt, GE), qui demandait l'abolition de la justice militaire en temps de paix.
Elle a cependant accepté un postulat de sa commission, qui souhaite un rapport
déterminant les secteurs de la justice militaire qui pourraient être soumis à la justice
civile. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.06.1991
SERGE TERRIBILINI
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Ebenfalls weitgehend finanzpolitisch motiviert waren zwei Vorstösse, welche eine
Veräusserung resp. Neubewertung der Goldbestände der Nationalbank verlangten. Die
EVP/LdU-Fraktion regte mit einem Postulat (Po. 94.3279) den sukzessiven Verkauf eines
Teils der Goldreserven (rund die Hälfte der 2600 Tonnen) zugunsten ertragbringender
Wertpapiere an, wobei die anfallenden Einnahmen an die öffentliche Hand
ausgeschüttet werden sollten. Der Bundesrat sprach sich gegen dieses Ansinnen aus.
Erstens hätten Goldreserven als Zahlungsmittel in Kriegssituationen immer noch eine
grosse Bedeutung und zweitens würden Verkaufsaktionen das internationale Vertrauen
in den Schweizer Franken erschüttern und zu höheren Zinssätzen führen. Der
Nationalrat folgte diesen Argumenten und lehnte das Postulat mit 82:23 Stimmen ab.
Spielmann (pda, GE) ging etwas weniger weit und forderte mit seiner Motion
(Mo.93.3636) bloss eine Neubewertung der Aktiven (namentlich der Goldreserven) zu
deren Marktwert. Damit würde seiner Ansicht nach der ausgewiesene Gewinn der
Nationalbank und die an die Kantone und den Bund auszuschüttenden Anteile erhöht.
Der Nationalrat lehnte diesen von Bundesrat Stich ebenfalls bekämpften Vorschlag mit
77:19 Stimmen ab. 17

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine parlamentarische Initiative Spielmann (pda, GE) verlangte, das Bundesgesetz über
die Harmonisierung der direkten Steuern so zu ändern, dass es den Kantonen und
Gemeinden ermöglicht, das Einkommen natürlicher und juristischer Personen am Ort,
wo es erzielt wird, zu besteuern. Unterstützung erhielt der Vorstoss bei einer
Minderheit der WAK des Nationalrates, die die Steuerkonkurrenz zwischen den
Kantonen als ungesund empfand. Eine Kommissionsmehrheit empfahl die Ablehnung
der Initiative, weil der Wohnort Lebensmittelpunkt sei und bei der Besteuerung Vorrang
geniessen solle. Zudem habe der Steuerwettbewerb positive Auswirkungen auf das
Steuerniveau. Der Nationalrat verwarf die Initiative mit 78 zu 25 Stimmen. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
URS BEER

Zur Milderung der ansteigenden Gesundheitskosten im Alter, insbesondere für
Zusatzversicherungen, verlangte Spielmann (pda, GE) höhere Abzüge bei der direkten
Steuer. Der Nationalrat überwies diesen Antrag als Postulat. Ganz abgelehnt wurde
hingegen eine Motion Jans (sp, ZG) (Mo. 99.3116) zur steuerlichen Gleichstellung von
Pensionskassenleistungen gegenüber Kapitalbezügen aus der dritten Säule. 19

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Indirekte Steuern

Der Genfer Spielmann (pda) störte sich daran, dass über das Internet durchgeführte
Dienstleistungen von der Mehrwertsteuer kaum erfasst werden können. Er verlangte
vom Bundesrat, den elektronischen Geschäftsverkehr steuerlich stärker zu belasten.
Der Bundesrat entgegnete, er wolle dem virtuellen Handel gegenwärtig keine neuen
Steuern auferlegen, behalte sich dieses Recht allerdings längerfristig zur Sicherstellung
der Staatseinnahmen vor. Ausserdem würden durch ein vorschnelles Eingreifen
jahrelange internationale Harmonisierungsbemühungen in Steuerfragen zunichte
gemacht. Die Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft werde aber die Verwaltung
in dieser Frage beraten. Der Rat überwies die Motion als Postulat. 20

MOTION
DATUM: 04.10.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Das Stabilisierungsprogramm 98 wurde in der Wintersession vom Nationalrat als Erstrat
behandelt. Es lagen ein Nichteintretens- (Spielmann, pda, GE) sowie drei
Rückweisungsanträge vor, die alle abgelehnt wurden. Der LdU bemängelte in erster
Linie die Institution des runden Tisches, welcher jeglicher demokratischen
Legitimation entbehre, die Grüne Fraktion wollte den Bundesrat beauftragen, bei der
Landwirtschaft jährlich CHF 100 Mio. zu sparen und ungerechtfertigte Steuerlücken im
Umfang von mindestens CHF 150 Mio. zu schliessen. In der Eintretensdebatte, in
welcher sich über dreissig Einzelredner zu Wort meldeten, empfahlen zwar alle grossen
Parteien Eintreten, taten dies hingegen ohne grosse Begeisterung. In zügigem Tempo
ging die Detailberatung der Änderungen der 13 Gesetzesvorlagen über die Bühne, da das
Ratsbüro mit knapper Bekräftigung des Nationalrates bestimmt hatte, Einzelanträge im
schriftlichen Verfahren zu behandeln und nur Antragsteller von Minderheitsanträgen
ans Rednerpult zu lassen. Mit Ausnahme von Kommissionsmitglied Fasel (csp, FR) von
der grünen Fraktion war man schon im Vorfeld übereingekommen, auf solche zu
verzichten, um das Sanierungspaket nicht zu gefährden. Die zwei Dutzend Einzelanträge
ausschliesslich von linker und grüner Seite wurden allesamt im Verhältnis von 2 zu 1
abgelehnt. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung ohne Änderung gegenüber
dem Kommissionsentwurf mit 124 zu 26 Stimmen verabschiedet. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1998
URS BEER

Der Nationalrat nahm als Erstrat Kenntnis vom Finanzleitbild des Bundesrates, welches
dieser im vergangenen Herbst verabschiedet hatte. Die Mehrheit der vorberatenden
Kommission beantragte eine zustimmende Kenntnisnahme. Gleichwohl wies sie auf die
grossen Meinungsunterschiede hin. Linke Ratsmitglieder stellten die Fortführung der
Sparpolitik in Frage. Mugny (gp, GE) befürchtete, die beabsichtigten Massnahmen
würden Reiche noch reicher und Arme ärmer werden lassen. Er beantragte deshalb
eine sozialverträgliche Überarbeitung des Leitbildes. Spielmann (pda, GE)
argumentierte, dass die Schweizer Steuerquote im internationalen Vergleich ein tiefes
Niveau aufweise und Steuergeschenke an die Wirtschaft daher nicht angebracht seien.
Die Bürgerlichen ihrerseits drängten auf eine Senkung der Fiskalquote. Namens einer
Kommissionsminderheit beantragte Blocher (svp, ZH) deshalb, vom Bericht in
ablehnendem Sinne Kenntnis zu nehmen. Von Seiten der FDP und CVP wurde das Papier
aber begrüsst. Loepfe (cvp, AI) lobte die Bereitschaft zu einem ausgeglichenen Haushalt
und die Unterstützung des Wirtschaftsstandortes Schweiz, Bangerter (fdp, BE) den
angestrebten aktiven Schuldenabbau und Bührer (fdp, SH) den marktwirtschaftlichen
Grundtenor der bundesrätlichen Botschaft: Die Linke müsse einsehen, dass durch tiefe
Steuern und durch eine wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik letztlich auch der
Arbeitsmarkt profitieren werde. Mit 114 zu 50 Stimmen nahm der Nationalrat
zustimmend Kenntnis vom Leitbild. Dieses fand auch bei der Finanzkommission des
Ständerates positive Aufnahme. Allerdings hätte sich die Kommission laut Inderkum
(cvp, UR) eine bessere Einbindung ins aussenpolitische Umfeld gewünscht. SVP-
Ständerat Wenger (SH) beantragte dagegen eine neutrale Kenntnisnahme. Mit 22 zu 7
Stimmen wurde dem Kommissionsantrag entsprochen 22

BERICHT
DATUM: 14.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Die Rechnungsabschlüsse 1995 der 26 Kantone wiesen insgesamt noch ein Defizit von
CHF 1.52 Mrd. (1994: CHF 3.7 Mrd.) auf. Gegenüber dem Budget entspricht dies
kumuliert einer Verbesserung um CHF 897 Mio. Nur vier Kantone (LU, GE, TG, JU)
erreichten geringere Einnahmen als budgetiert. Während zwölf Kantone (GE, VD, BE, BS,
SO, ZH, AG, LU, NE, VS, TG, JU) einen Aufwandüberschuss von zusammen CHF 1.71 Mrd.
verzeichnen mussten, wiesen 14 Kantone in den Laufenden Rechnungen 1995
Ertragsüberschüsse von kumuliert 188 Mio Fr. auf. Der Kanton Schwyz erreichte dabei
das beste Ergebnis. Demgegenüber trugen die drei Kantone Genf (389 Mio.), Waadt (355
Mio.) und Bern (351 Mio.) allein über zwei Drittel zum Gesamtdefizit bei. (Zahlen des
Rechnungswesens der öffentlichen Haushalte der Fachgruppe für Kantonale
Finanzfragen (FkF) konnten zeitlich nicht mehr berücksichtigt werden. Eine Motion
Spielmann (pda, GE) (Mo. 93.3234), die dieses Rechnungsmodell der öffentlichen
Haushalte auch für den Bund einführen wollte, wurde vom Nationalrat auf Antrag des
Bundesrates klar verworfen.) 23

BERICHT
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Le projet Optima a entraîné une levée de boucliers en Suisse. La pétition du Syndicat
de la Communication contre la fermeture d'offices postaux intitulée "Touche pas à ma
Poste!" a récolté 120'000 signatures qui ont été déposées au DETEC. Le Syndicat
exigeait que la majorité des prestations soit offerte dans tous les offices postaux. Le
Grand Conseil genevois, via une motion de la gauche et des radicaux, l'a accepté à
l'unanimité et invité le gouvernement genevois et les autorités fédérale à faire pression
sur La Poste pour qu'elle revoit la copie de son projet Optima. Le Conseil national a
transformé la motion du genevois Spielmann (ps, GE) en postulat. Celle-ci demandait au
Conseil fédéral d'obliger La Poste à renoncer à ses projet. Le Conseil fédéral a répondu
à son inutilité vu que les termes de la restructuration étaient réétudiés par La Poste,
par contre les frais non couvert de CHF 500 millions pour le réseau postal nécessitaient
des solutions. Les adversaires à la restructuration des offices postaux ont obtenu une
victoire avec le maintien de la Poste de St Jean à Genève. Cette dernière symbolisait le
premier mouvement de résistance populaire à la suppression d'un office postal. La
Poste a fait marche arrière et a réouvert un guichet à mi-temps. En contrepartie, la ville
de Genève s'engageait à prendre en charge les frais de location et la gestion de la
moitié du bâtiment. Le cas genevois est annonciateur d'un état de fait où les autorités
devront prendre en charge une partie des frais nécessaires au service public de base.
En effet, La Poste est tiraillée entre son devoir de service public déficitaire et
l'obligation d'être rentable. Malgré les protestations, les contours d'Optima ont été
révélés. La Poste prévoit un classement des offices en trois catégories: les petits (P)
offrant les prestations de base (paiement, distribution et prise en charge du courrier et
des colis), les moyens (PP) assurant en plus certains services financiers et les gros (PPP)
offrant la gamme complète. Le réseau de vente sera organisé dans sept régions de
vente. Le redimensionnement et les fermetures se feront entre 2001 et 2004. 24

MOTION
DATUM: 06.10.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Eine Motion Spielmann (pda, GE) für die Übernahme internationaler und speziell
europäischer Normen für die Gesundheitssicherung am Arbeitsplatz wurde auf Antrag
des Bundesrates lediglich als Postulat überwiesen. 25

MOTION
DATUM: 02.03.1992
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Nach ihrem deutlichen Scheitern in der vorberatenden Kommission wurde die
parlamentarische Initiative Spielmann (pda, GE), welche für 1989 die Ausrichtung einer
13. AHV/IV-Rente gefordert hatte, ebenfalls im Plenum abgelehnt. Hingegen überwies
der Rat ein Postulat der Kommission, mit welchem der Bundesrat aufgefordert wurde,
zu prüfen, ob ab 1991 den EL-Bezügern jährlich zusätzlich eine 13. Ergänzungsleistung
ausgerichtet werden könnte.
Die Ausrichtung einer 13. AHV/IVRente verlangte auch eine Petition aus dem Tessin,
welche mit 25'000 Unterschriften an den Bundesrat eingereicht wurde. 26

POSTULAT
DATUM: 26.09.1990
MARIANNE BENTELI

Der Rat lehnte ebenfalls eine weitere parlamentarische Initiative Spielmann, welche
punktuelle Verbesserungen für die Bezüger von EL verlangte, mit dem Hinweis darauf
ab, dass eine wesentliche Forderung des Initianten (Aufhebung des Selbstbehalts bei
Krankheitskosten) bereits realisiert sei, dass andere Elemente der Initiative (Anderung
der Berechnung des massgeblichen Einkommens) zu Ungleichheiten zwischen Rentnern
führen würde. Im Anschluss an dieses Geschäft überwies der Rat auf Antrag der
Kommission ein Postulat für eine bessere Information der Rentner und Rentnerinnen
über ihre Ansprüche (Po. Ad 88.227). 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1990
MARIANNE BENTELI
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Berufliche Vorsorge

Eine Motion Spielmann (pda, GE), die für die Weiterführung der Säule 3a nach
Erreichen des Pensionsalters steuerliche Erleichterungen verlangte wie sie für den
Leistungsaufschub bei Freizügigkeitseinrichtungen der beruflichen Vorsorge zugelassen
sind, wurde auf Antrag des Bundesrates lediglich als Postulat überwiesen. 28

MOTION
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Weil das Parlament bei der Beratung der 1981 vorgelegten Teilrevision des
Krankenversicherungsgesetzes die Einführung einer obligatorischen
Krankentaggeldversicherung abgelehnt hatte, war der Bundesrat nicht bereit, eine
entsprechende Motion Spielmann (pda, GE) in der verbindlichen Form anzunehmen.
Die Überweisung erfolgte als Postulat. 29

MOTION
DATUM: 09.06.1991
MARIANNE BENTELI

Die PdA lancierte eine Volksinitiative für einkommens- und vermögensabhängige
Krankenkassenprämien. Um die Prämien für die einkommensschwachen
Bevölkerungsteile massiv zu senken, müsste der Bund mindestens 50% der jährlichen
Ausgaben der sozialen Krankenversicherung übernehmen. Der Bundesbeitrag soll unter
anderem durch eine Gewinnabgabe der Banken finanziert werden. In der Herbstsession
behandelte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Spielmann (pda, GE) mit der
gleichen Stossrichtung (Pa.Iv. 96.470), welche vom rot-grünen Lager unterstützt wurde.
Nach kurzer Diskussion lehnte der Rat die Initiative mit 74 zu 53 Stimmen ab. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.04.1997
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In der Herbstsession zeigte sich der Nationalrat aber bereit, in dieser Frage eine
härtere Gangart einzuschlagen. Gemäss dem Antrag der Petitions- und
Gewährleistungskommission zeigte er zwar wenig Neigung, einer parlamentarischen
Initiative Spielmann (pda, GE), welche eine vorbehaltlose Unterzeichnung der
Konvention verlangt hatte, Folge zu geben, verabschiedete aber eine entsprechende
Kommissionsmotion. Gleichzeitig überwies er eine analoge Petition der Schweizer
Kirchen zur Kenntnisnahme an den Bundesrat. 31

MOTION
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Alterspolitik

Ein Postulat Spielmann (pda, GE) für die Einführung eines generellen halben Tarifs für
Rentnerinnen und Rentner im öffentlichen Verkehr wurde mit dem Hinweis auf die
angespannten Bundesfinanzen und die Möglichkeit des Erwerbs eines Halbtax-
Abonnements vom Nationalrat abgelehnt. 32

POSTULAT
DATUM: 09.03.1992
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Die PTT stellte im Berichtsjahr die bestehende Presseförderung in Form der
Transporttarifvergünstigungen, welche das Regieunternehmen pro Jahr 280-300 Mio
Fr. kostet, grundsätzlich in Frage. Gemäss den Verantwortlichen der PTT könne die
Presseförderung nicht alleinige Aufgabe der Post sein, weshalb die Kosten gemäss
einem Drittelsmodell auf die PTT, die Verleger und die öffentliche Hand aufgeteilt
werden müssten. Bis zum Ende des Berichtsjahres lief die Vernehmlassung für eine
entsprechende Änderung des Postverkehrsgesetzes. Verleger von kleineren Regional-
und Lokalblättern kritisierten vor allem die bisher praktizierte und weiterhin
vorgesehene Subventionierung nach dem Giesskannenprinzip. Im Zusammenhang mit
der Presseförderung lehnte das Parlament eine aus dem Jahr 1991 stammende Motion
Spielmann (pda, GE) zur Erhaltung der Meinungspresse ab. Der Motionär hatte vom
Bundesrat Massnahmen verlangt, welche die PTT zum Verzicht auf die Tariferhöhungen

MOTION
DATUM: 19.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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und die restriktiveren Bestimmungen über jene Zeitungen, die von einem Sondertarif
profitieren, bewegen sollten. 33

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Der Zusammenbruch der kommunistischen Regimes in Osteuropa sowie die Auflösung
der Sowjetunion und der KPdSU (Kommunistische Partei der Sowjetunion) konnten
entgegen den Erwartungen vieler politischer Beobachter die schweizerische
kommunistische Partei, die Partei der Arbeit, nicht in ihren Grundfesten erschüttern.
Im Gegenteil, die jüngere Führungsgeneration, welche vor einigen Jahren die Zügel in
die Hand zu nehmen begann, äusserte sich sogar positiv zum Zusammenbruch der
autoritären Staats- und Parteistrukturen in Osteuropa und der. Sowjetunion. Damit
falle, laut Nationalrat Jean Spielmann (GE), das schwere Erbe des real existierenden
Sozialismus und Kommunismus der Geschichte anheim. Einzelne Sektionen der PdA
haben seit dem Beginn des Auflösungsprozesses des Kommunismus einen Zuwachs an
Mitgliedern verzeichnen können. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Politik der Transparenz in der Sowjetunion hatte schon im Jahre 1990 zur Folge
gehabt, dass die Parteiarchive der KOMINTERN mit zahllosen Dokumenten, die bis in die
dreissiger Jahre zurückgingen, geöffnet und damit auch der wissenschaftlichen
Auswertung zugänglich gemacht wurden. Jean Spielmann und Theo Pinkus hatten in
Moskau Gelegenheit, Kopien von Dokumenten auf Mikrofilm anzufertigen und
überliessen das Material, welches Einblicke in die Einmischung der KPdSU in die
Angelegenheiten der schweizerischen Kommunistischen Partei während der dreissiger
Jahre sowie Aufschluss über das Schicksal diverser schweizerischer Kommunisten im
stalinistischen Russland gab, zur wissenschaftlichen Auswertung der Universität
Lausanne. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In Genf brach innerhalb der PdA ein Konflikt um die Haltung gegenüber den von
Regierung und Parlament geplanten Einsparungen im öffentlichen Dienst aus. Der Streit
zwischen einer gemässigten Gruppe hinter Nationalrat Spielmann und einer
orthodoxen Gruppierung um Hubert Launay, Präsident der Genfer VPOD-Sektion,
führte zur Spaltung. Verschiedene bekannte Persönlichkeiten der Genfer PdA
gründeten zusammen mit ehemaligen Mitgliedern der Sozialistischen Arbeiterpartei
(PSO), Gewerkschaftsmitgliedern, Anhängern der GSoA und von «Contratom» sowie
anderen links-grünen Exponenten eine neue Partei namens «Solidarités». 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu Diskussionen innerhalb der PdA Anlass gab, dass PdA-Präsident Jean Spielmann auf
den Tod von Kim Il-sung hin ein Kondolenzschreiben an das kommunistische
Nordkorea schickte. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.10.1994
EVA MÜLLER

Mit Blick auf die Wahlen von 1999 beschloss die PdA an ihrem Parteitag vom 21.
November in Zürich, auf eine nationale Plattform links der SP hinzuarbeiten. Die
Delegierten waren sich weitgehend einig, dass der Eintritt ihrer 1995 gewählten
Nationalräte in die SP-Bundeshausfraktion ein Fehler war, da die Partei auf diese Weise
kein nationales Profil zu entwickeln vermochte. Mobilisiert werden sollten alle Kräfte,
die sich der kompromissorientierten Politik der runden Tische widersetzen und eine
echte Alternative zur neoliberalen Politik suchen. Unklar blieb allerdings, wie sich die
PdA selber positioniert, da ein als Diskussionsgrundlage dienender Resolutionstext
zwecks Überarbeitung an das Zentralkomitee zurückgewiesen wurde. Ferner wurde
Christiane Jaquet-Berger zur Nachfolgerin von Parteipräsident Jean Spielmann
gewählt. 38

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.11.1998
URS BEER
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Bei den kantonalen Wahlen konnte die PdA in den Kantonen Waadt, Neuenburg, Genf
und Jura insgesamt 38 Parlamentssitze für sich entscheiden, verlor allerdings ihren
einzigen Tessiner Sitz. In der Genfer Stadtregierung konnte sie ihren Sitz halten.
Gemeinsam mit den Verbündeten links der Sozialdemokraten wollte die PdA in den
Nationalratswahlen Fraktionsstärke erlangen. Dieses Ziel wurde aber nicht erreicht. Die
PdA büsste 0,2% Wählerstimmen und einen der beiden Genfer Sitze ein. Anstelle der
abgewählten Jaquet-Berger konnte Josef Zisyadis den Waadtländer Sitz für sich
entscheiden. Im neuen Parlament gehört Spielmann (GE) weiterhin der SP-Fraktion an,
Zisyadis blieb fraktionslos.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Zentralvorstand der PdA zeigte sich seinen Parlamentsangehörigen gegenüber
unnachgiebig und entschied im Februar, dass ein Anschluss an die SP-Fraktion nicht
akzeptiert werde. Dieser Entscheid betraf den Genfer Jean Spielmann, Mitglied der SP-
Fraktion. Parteipräsidentin Christiane Jacquet-Berger erklärte, ihre Partei wolle ihre
Eigenständigkeit bewahren und die politischen Unterschiede zur SP unterstreichen.
Spielmann wies darauf hin, dass er ohne Fraktionsanschluss keiner Kommission
angehören könne und bat den Zentralvorstand, seinen Entscheid nochmals zu
überdenken. Der zweite Abgeordnete im Parlament, Nationalrat Joseph Zisyadis (VD),
hatte bereits während seines Wahlkampfes im vergangenen Herbst seinen Einsitz in der
SP-Fraktion ausgeschlossen. 39
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